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Interview

e-Government interkommunal
Interview mit Gamal Moukabary, Projekt Ruhr GmbH, über das Projekt Digitales Ruhrgebiet/
NRW (d-nrw) und eine neue Form der Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Hand 
und der Privatwirtschaft.

Herr Dr. Moukabary, laut Selbstdar-
stellung ist das Digitale Ruhrgebiet, das 
Anfang Dezember offiziell an den Start 
ging, eines der spannendsten e-Govern-
ment-Projekte in ganz Europa. Was ver-
anlasst Sie zu dieser Einschätzung?

Das Projekt ist aus vielen Grün-
den eines der spannendesten Pro-
jekte in Europa. Dies liegt unter an-
derem daran, dass die Komplexität 
des Projekts aus technologischer, 
organisatorischer und rechtlicher 

Sicht enorm groß ist. Hier arbeiten 
wir intensiv an der Reduzierung 
dieser Komplexität. Durch die Viel-
zahl der Akteure und Projektbetei-
ligten müssen zum Teil divergieren-
de Interessen gebündelt und in eine 
Richtung gelenkt werden. Das darin 
enthaltene Risiko bietet aber auch 
enorme Chancen sowohl für die Re-
gion und die öffentlichen Einrich-
tungen als auch für die beteiligten 
Unternehmen. 

Für die Realisierung und den Betrieb 
der zentralen Internet-Plattform wurde 
eine besondere Form der Public Private 
Partnership (PPP) aus öffentlicher Be-

sitzgesellschaft und privatwirtschaftli-
cher Betriebsgesellschaft gewählt. Was 
waren die Hintergründe dieser Ent-
scheidung?

Ziel der Zusammenarbeit der öf-
fentlichen Hand mit den privaten 
Partnern ist es, den Nutzen der mo-
dernen Technologie zu steigern und 
einen hohen Wirtschaftlichkeitszu-
wachs zu erzielen sowie innovatives 
Denken anzuregen. Dabei sollen die 
privaten Partner die Möglichkeit er-

halten, einen neuen 
wachsenden Markt zu 
erschließen und sich 
an der Durchführung 
eines attraktiven Pro-
jektes zu beteiligen, 
während die öffentliche 

Hand für einen geringen finanziellen 
Einsatz ein qualitativ besseres End-
produkt erhalten soll als bei einer 
herkömmlichen Beschaffung. Die 
Partnerschaft soll durch die Grün-
dung der Besitz- und der Betriebs-
gesellschaft rechtlich verankert wer-
den und dient der Erreichung der 
gemeinsamen Ziele, der Schaffung 
der infrastrukturellen Voraussetzun-
gen für die regionale e-Government-
Plattform sowie der Entwicklung 
von e-Government-Anwendungen. 
Die gesellschaftsrechtliche Ausge-
staltung soll eine klar definierte Tei-
lung von Aufgaben und Risiken der 
Partner gewährleisten.

Welche Grund-
gedanken standen 
bei den Verhand-
lungen mit der 
Privatwirtschaft 
im Vordergrund?

Die Maßga-
ben lauteten: 
keine Subventi-
onen des Lan-
des, Sicherung der Einflussnahme 
für die öffentliche Hand, keine 
wirtschaftlichen Risiken für das 
Land NRW beziehungsweise für 
die öffentliche Hand, kein Wettbe-
werb zu bereits bestehenden Inter-
net-Portalen der öffentlichen Hand 
oder zu kommunalen Rechenzent-
ren und schließlich: keine Partizi-
pationspflicht für Kommunen und 
Rechenzentren. 

Welche Konsequenzen hat die PPP-
Struktur für den Ablauf des Leitpro-
jektes?

Im Rahmen der vereinbarten Ent-
scheidungsmechanismen zwischen 
der Besitz- und der Betriebsgesell-
schaft können frühzeitig die An-
wendungen abgestimmt werden. 
Somit kann die öffentliche Hand 
stets ihre Bedarfe formulieren und 
die private Seite entwickelt nicht 
am Markt vorbei. Außerdem wer-
den unsere privatwirtschaftlichen 

„ Die Maßgabe lautete: Keine 
wirtschaftlichen Risiken für 
die öffentliche Hand.“

Dr. Gamal Moukabary
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Partner einen vertraglich festge-
schriebenen Teil ihrer Gewinne in 
die Entwicklung neuer Services 
reinvestieren, die dann den Kom-
munen und öffentlichen Einrich-
tungen NRWs angeboten werden.

Eine Reihe von NRW-Städten ist beim 
e-Government deutschlandweit in der 
Spitzengruppe. Wie werden diese Kom-
munen mit ihren Erfahrungen konkret in 
das Projekt einbezogen?

Mit diesen Städten fi nden zurzeit 
intensive Kooperationsgespräche 

statt. Erklärtes Ziel der PPP-Struk-
tur ist es, bestehende Lösungen ein-
zubinden und in die Fläche zu brin-
gen. In der zweiten Stufe werden 
vor allem neue Anwendungen und 
Infrastrukturbausteine angeboten.

Das Projekt soll in drei Stufen rea-
lisiert werden. Ziel der ersten Stufe ist 
– neben der Schaffung eines Informati-
onsportals – die Erstellung von mehr-
wertschaffenden e-Government-Anwen-
dungen. Wie ist hier der Stand?

Derzeit arbeiten wir an der Kon-
zeption eines vertikalen, interkom-
munalen e-Government-Portals für 
NRW. Was die ersten e-Govern-
ment-Services betrifft, haben wir 
in den Bereichen Public e-Procure-
ment und elektronische Melderegis-
terauskunft die größten Fortschritte 
gemacht.

Die fi nanzielle Seite ist bei e-Govern-
ment-Projekten nicht ganz unproblema-
tisch. Welche Instrumentarien sind vor-

gesehen, um auch in dieser Hinsicht den 
Erfolg von d-nrw zu messen?

Die finanzielle Seite bei e-Go-
 v ernment ist tatsächlich sehr ent-
scheidend. Wir setzen ja erstmals in 
Deutschland transaktionsbasierte 
e-Government-Anwendungen um. 
Dadurch ergeben sich ganz neue 
Chancen. So kann die Privatwirt-
schaft als Investor auftreten und 
mit den erzielten Gewinnen die Ent-
wicklung neuer Online-Services fi -
nanzieren. Die öffentliche Hand pro-
fi tiert ebenfalls. Zum einen muss sie 

nicht in die Entwicklung und 
die Vermarktung der Services 
investieren. Zum anderen 
können durch das elektroni-
sche Anbieten von transakti-
onsbasierten beziehungswei-
se mehrwertschaffenden Ser-

vices erhebliche Einsparungen und 
mehr Einnahmen erzielt werden. 
Diese zeigen die ersten Analysen in 
Kommunen. Für innovative Projekte 
stellt das Land zudem 25 Millionen 
Euro zur Verfügung.

Innenminister Fritz Behrens sieht das 
Projekt als „Motor der Verwaltungsmo-
dernisierung für das Ruhrgebiet und dar-
über hinaus“. Ist damit auch eine Zu-
sammenarbeit mit dem e-Government-
Musterland Niederlande gemeint?

Selbstverständlich ist die Zusam-
menarbeit mit den Niederlanden 
wünschenswert und wir haben die 
Chance, von den Nachbarn zu ler-
nen. Ich würde die Aussage von 
Minister Behrens zudem dahinge-
hend interpretieren, dass wir auch 
innerhalb der föderalen Struktur 
Deutschlands eine intensive Zu-
sammenarbeit zwischen den ein-
zelnen Ländern anstreben sollten. 
Auch die interkommunale Zusam-
menarbeit innerhalb von NRW 

kann durch die Kooperation nach-
haltig gestärkt werden.

Ein Blick in die Zukunft: Wie sieht 
d-nrw nach der Realisierung der dritten 
Stufe aus?

Es wird ein vollintegriertes verti-
kales e-Government-Portal entstan-
den sein, dessen zentrale Funktio-
nalitäten von der Mehrzahl der 
NRW-Kommunen genutzt werden. 
Für die Bürger und Unternehmen 
wird es zudem eine Vielzahl von 
Transaktionsservices geben, so 
dass Verwaltungsangelegenheiten 
bequem und schnell vom Schreib-
tisch aus erledigt werden können. 
Unser Projekt wird auf diese Weise 
neue Maßstäbe in Deutschland und 
Europa setzen.

Interview: Sabine Schutz

„ Unser Projekt wird neue 
Maßstäbe in Deutschland 
und Europa setzen.“

d-nrw auf der CeBIT 2003

Am Stand der Projekt Ruhr GmbH 
werden Lösungen präsentiert, die 
aus dem Projekt d-nrw bislang her-
vorgegangen sind. Schwerpunkte 
sind die Themen Public e-Procu-
rement und elektronische Meldere-
gisterauskunft. Sie fi nden d-nrw in 
Halle 3, Stand C03, sowie im enac-
Bereich (Halle 11), Stand D64.
• www.d-nrw.de

Typisch Ruhrgebiet: Tradition und Moderne.


